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Vorbemerkung. 



Die nachfolgende Abhandlung hat die in Theorie und 
Praxis des Gemeinen und Preussischen Rechts vielfach 
bestrittene Frage zum Gegenstande: 

Welchen Einfluss äussert ein rechtskräf- 
tiges Erkenntniss, das den Verklagten 
nur zur Zahlung eines Kapitals verur- 
theilt, ohne der Zinsen zu erwähnen, auf 
dieForderung von vorbe dungenen und von 
Verzugszinsen dieses Kapitals, wenn Zin- 
sen mit eingeklagt und wenn sie nicht mit 
eingeklagt waren? 
Die Preussische Gesetzgebung handelt über diese 
Frage in den §§ 843, 845 bis 848 I. tit. 11 des All- 
gemeinen Landrechts und in § 58 I. tit. 23 der Allg, 
Gerichtsordnung, und weil auf diese Bestimmungen in 
der Folge öfter verwiesen werden wird, so mögen sie 
gleich im Zusammenhange der Abhandlung vorangeschickt 
werden. Sie lauten: 

§ 843. Ist über das Kapital selbst ohne Vorbehalt 
quittirt worden, so sind die vorbedungenen Zinsen für 
bezahlt oder erlassen zu achten. 

§ 845. Verzugszinsen, auf welche der Richter nicht 
erkannt hat, können, auch von dem Tage des ergangenen 
Urtels an, nicht nachgefordert werden, sobald über das 
Kapital ohne Vorbehalt quittirt worden. 

1 
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§ 846. Ein Gleiches findet statt, wenn vorbeduugene 
Zinsen zwar gefordert, aber von dem Richter übergangen 
worden, und der Gläubiger sich bei dem Erkenntnisse 
beruhigt hat. 

§ 847. Hat aber der Gläubiger die vorbedungenen 
Zinsen nicht mit eingeklagt, so können dieselben, solange 
noch nicht ohne Vorbehalt über das Kapital quittirt ist, 
nachgefordert werden. 

§ 848. Hat der Richter geforderte Verzugszinsen im 
Urtel übergangen, so hat dieses eben die Wirkung, als 
weun er sie aberkannt hätte. 

§ 58. I. Tit. 23. d. A* G.-O. In Fällen, wo nach 
den Gesetzen ein Grund zur Zinsenforderung obwaltet, 
muss der Richter vom Amtswegen darauf erkennen. 
(A. L. R. Th. I. Tit. XI. § 845—848.) 

Zu einem richtigen Verständniss dieser Bestimmungen 
gehört die Kenntniss des vorlandrechtlichen Rechts- 
zustandes , insbesondere der Hauptquelle des A. L. R., 
des zur Zeit seiner Redaktion in Deutschland geltenden 
Gemeinen Rechts. Deshalb und zur Vermeidung von 
Wiederholungen soll zuerst die gemeinrechtliche Ent- 
wickelung bis zur Zeit der Redaktion des Allg. Land- 
rechts vorgetragen, und hieran unmittelbar die Unter- 
suchung der preussischrechtlichen Bestimmungen geknüpft 
werden. 

Zum Schluss möge die Darstellung der weiteren Ent- 
wicklung des Gemeinen Rechts seit der Redaktion des 
Allg. Landrechts ihre Stelle finden. 



\ 
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I. 

Eintheiltmg der Zinsen. 



§ 1. Das Römische und Gemeine Recht kennt für 
Zinsforderungen zwei Entstehungsgründe: Vertrag und 
Gesetz *). 

a) Die Form des Vertrages, deren sich die Römer 
bedienten, war im Allgemeinen die der Stipulation. 
1. 24. Dig. de praescript. verb. 19. 5. 
Pecuniae creditae usuras, nisi in stipulationem de- 
ductas, non deberi. 
Will sich daher Jemand neben dem Kapital auch 
Zinsen bedingen, so muss er zwei verschiedene Verträge, 
einen auf Zahlung des Kapitals, einen anderen auf Zahlung 
der Zinsen schliessen. 

1. 75. § 9. Dig. de verb. oblig. 45. 1. 
Qui sortem stipulatur et usuras quascunque, certuni 
et incertum stipulatus videtar: et tot stipulationes 
sunt, quot res sunt. 

1. 8. Dig. de eo quod certo loco. 13. 4. 
Ibi enim duae stipulationes sunt. 
Jeder dieser Verträge erzeugt dann eine besondere 
Obligation und folgeweis auch eine besondere Klage 2 ). 



l ) Dass diese Zweitheilung für alle Arten Zinsen genügt, wird 
jetzt allgemein anerkannt. Vgl. Savigny: System des heutigen 
Römischen Rechts VI. S. 125. 135. Note c, Koch: Recht der 
Forderungen. (II. Aufl.) I. § 10. S. 99. und Note 2.; Wind- 
scheid: Lehrb. des Pandekten-Rechts. (II. Aufl.) II. § 259. S. 34. 

s ) Nämlich eine certi condictio auf das Kapital, weil der 

1* 
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In gewissen Fällen, beziehungsweise unter gewissen 
Bedingungen, konnte indess auch schon nach Römischem 
Recht eine Zinsverbindlichkeit durch blosses Paktuni 3 ) 
begründet werden. 

Nach heutigem Gemeinen-Recht, wo das Paktum die- 
selben Wirkungen hat, wie die Stipulation, genügt, wie 
allgemein anerkannt wird, zur Begründung der Zinsen- 
forderung ein formloser Vertrag. 

b) Die auf gesetzlicher Vorschrift beruhende Zinsen- 
forderung erzeugt dagegen nach Römisch-rechtlicher Auf- 
fassung kein selbständiges Klagerecht, sie gelangt viel- 
mehr nur durch richterliche Anerkennung zum Dasein. 
Der Gläubiger soll zwar auf Zusprechung derselben an- 
zutragen berechtigt sein, der Erfolg dieses Antrages aber 
lediglich von der richterlichen Prüfung der Thatsachen 
im konkreten Falle abhängen. Wurden nun dgl. Zinsen 
vom Richter zugesprochen, so war dies nicht, wie bei 
stipulirten Zinsen, Folge eines besonderen obligatorischen 
Verhältnisses, beziehungsweise der sich daraus nothwendig 
ergebenden actio, sondern man leitete diese Zinsen aus 
der Natur der Hauptobligation her, man betrachtete sie 
als einen integrir enden Bestandtheil 4 ) derselben. 



Gegenstand der Kapitalstipulation eine von vornherein bestimmte 
Summe war, dagegen ein incerti condictio auf die Zinsen, weil 
die Zinsenstipulation die etwa fallig werdenden Zinsenposten, 
also eine von vornherein nicht bestimmte Summe, in sich schloss. 

8 ) Auf eine vollständige Erörterung der Entstehung der Zinsen 
durch Paktum kann es hier nicht ankommen. Eine solche findet 
sich in der von Savigny gegebenen Uebersicht des Römischen 
Zinsensystems a. a. 0. §§ 268. 269. Die dort gegebene Darstellung 
ist auch im Text, soweit es nothwendig schien, zu Grunde ge- 
legt worden. Vgl. auch Unterholzner: Lhrbch. des Römischen 
Rechts von den Schuldverhältnissen I. S. 321. 322. 

*) Vgl. Sintenis: das praktische Gemeine Civil-Recht, 3. Aufl. 
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1. 4. Cod. depos. 4. 34. 
Non duae sunt actiones, alia sortis, alia usurarum, sed una. 
Fällt daher die Hauptforderung durch Zahlung weg, 
so können solche Zinsen nicht mehr nachgefordert werden. 
1. 49. § 1. Dig. de act. emt. et vend. 19. 1. 
Pretii, sorte licet post moram soluta, usurae peti 
non possunt. 
Namentlich gehören hierher die Verzugszinsen, usurae 
ex mora, das sind Zinsen, welche, wie Foerster 6 ) sagt: 
den Schaden darstellen, den derjenige erleidet, dem die 
Kapitalsnutzung gebührt hätte, dem sie aber vom Schuldner 
entzogen worden ist, und dessen Höhe das Gesetz nach 
dem landüblichen Zinsfuss abmisst, weil der Regel nach 
so hoch ein Kapital jederzeit benutzt werden kann. 

Von diesen Zinsen heisst es in den Quellen: officio ju- 

dicis praestantur 6 ). Hiermit hatte es folgende Bewandtniss. 

Zur Zeit des Römischen Formular-Prozesses unter- 



II. §. 87. S. 98 sub b.; Windscheid a. a. 0.; Endemann: 
Prinzip der Rechtskraft S. 60. 

5 ) Theorie und Praxis des heutigen gemeinen preussischen 
Privatrechts I. S. 376. Lenz: Studien und Kritiken S. 278. 279. 
sagt mehr geistreich, als wahr : „Sie (die Verzugszinsen) sind das 
durch den Verzug des Debitor von Moment zu Moment an- 
schwellende und stets in ununterbrochenem Flusse, ohne einzelne 

Ablösungen in Fälligkeitsterminen, wachsende Kapital . 

Die Verzugszinsen haben nur einen Geburtstag : sie erblicken das 
Licht der Welt nur, wenn ihnen der Richter seine geburts- 
hülniche Hülfe angedeihen läset, ein besonderes Leben haben sie 
nicht und können daher auch nicht mit einer eigenen Klage ver- 
folgt werden/* — Wenn sie aber nicht schon ein im materiellen 
Rechte begründetes Dasein hätten, so würde es auch, um bei 
dem von Lenz beliebten Bilde stehen zu bleiben, dem geburts- 
helfenden Richter nicht gelingen, sie zum Leben zu erwecken. 

fl ) z. B. 1. 58. pr. Dig. ad S. C. Treb., 1. 54. pr. Dig. locati 
19. 2.; 1. 49 § 1. Dig. emt. et vend. 19. 1. 
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schied man bekanntlich noch judicia stricti juris und bo- 
nae fidei. Während bei ersteren der judex sich stricte 
an die Instruktion des Magistrats halten musste, konnte 
er bei bonae fidei judiciis Einwendungen und Neben- 
forderungen ex officio berücksichtigen, 

§ 30. Inst, de actionibus 4. 6. 
In bonae fidei judiciis libera potestas permitti 
videtur judici ex bono et aequo aestimandi, quan- 
tuni actori restitui debeat. 
d. h. nicht etwa nach seiner subjektiven Ansicht von 
Recht und Gerechtigkeit, sondern nach dem bestehenden 
positiven Recht ex fide bona 7 ), wie ausdrücklich in der 
vom officium judicis : (Inst. IV. 17 pr.) handelnden Stelle 
hervorgehoben wird: 

Imprimis illud observare debet judex, ne aliter 
jiu licet, quam legibus aut constitutionibus aut mo- 
ribus proditum est. 
In den judiciis b. f. sollte der Richter die Indivi- 
dualität des konkreten Falles berücksichtigen, für welche 
der enge und starre Rahmen der für stricti juris actiones 
concipirten intentio nicht den Raum bot, welchen häufig 
ein dem Leben entnommenes Rechtsverhältniss seiner 
inneren Bedeutung nach erfordern kann 8 ). 

In dem officium judicis fand diese Tendenz den ent- 
sprechenden Ausdruck. 

Ergab nun die in Folge Parteiantrags 9 ) vorgenommene 
richterliche Kognition, dass bei einem negotium b. f. 
„wie namentlich bei Kauf, Miethe, Mandat, Depositum 10 ) 



7 ) Wächter in seinen Erörterungen aus dem Römischen, 
Deutschen und Würtemb ergischen Privatrechte Heft 2. S. 47. 

8 ) Vgl. Mommsen: zur Lehre von dem Interesse S. 73. 
•) Wächter a. a. 0. Heft 2. S. 48. 

10 ) 1. 2. Cod. depos. 4. 32; Usurae in depositi actione sicut 
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eine Mora ir ) auf Seiten des Schuldners vorhanden war, 
— eine lediglich thatsächliche Frage (cum sit magis 
facti quam juris 1. 32 pr. de usur. .22. 1.) — so sprach 
der Richter, da das positive Gesetz 12 ) für solche Fälle 
ausdrücklich dieZinspflichtigkeit des Schuldners anerkannte, 
dem Gläubiger, auch wenn kein besonderes Zinsversprechen 
vorlag, als Entschädigung für die entbehrte Kapitals- 
nutzung ex officio landübliche Zinsen zu. 
1. 24. Dig. depos. 13. 3. 
Et est quidem constitutum in b. f. judiciis, quod ad 
usuras attinet, ut tantundem possit officium arbitri, 
quantum stipulatio. 

Anders bei den stricti juris judiciis. Hier konnte der 
Judex, Mangels eines besonders stipulirten Zinsversprechens, 
nur auf die bestimmt eingeklagte (certi condictio) Geld- 
summe verurtheilen oder frei sprechen: alioquin litem 
suam facit: Gaius IV. § 52. 

Die Intentio bot für Verzugszinsen keinen Raum. 

§ 2. Diese Römisch rechtliche, in Deutschland reci- 
pirte 13 ), Eintheilung der Zinsen nach ihrer Entstehung 



in ceteris b. f. judiciis ex mora venire solent. cfr. ausserdem 
Unterholzner: I. S. 324. Nr. 158. 159. und Arndts Lehrb. 
d. Pandekten (4. Aufl.) § 207. Anm. 2. S. 331., woselbst die 
Quellenbeläge. 

") Savigny a. a. 0. S. 136 u. Endemann: Princip S. 60. 
Note 68, lassen den Richter auf dgl. Zinsen erkennen, ohne dass 
eine Mora vorzuliegen braucht. Diese Ansicht findet in den 
Quellen keine Unterstützung, vielmehr liegt den angeführten 
Beispielen immer eine Mora zu Grunde. Vgl. Wächter: H. 2. 
S. 54. Note 19. und Mommsen: Die Lehre von der Mora S. 238. 

12 ) z. B. 1. 32. § 2. Dig. de usur. 22. 1 : In b. f. contractibus 
ex mora usurae debentur; 1. 38. § 15. Dig. de usur. 22. 1. In 
ceteris quoque b.f. judiciis fructus omnimodo praestantur. Paulus 
HI. 8. seilt. 4.: Ex mora.. . . usurae peti possunt. 

18 ) Siele Gruchot: Beiträge zur Erläuterung des Preussischen 
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und die hierauf beruhende Verschiedenheit des Rechts- 
schutzes (actio ex stipulatu und officium judicis) ist auch 
in das Preussische Allgemeine Landrecht übergegangen. 
Dasselbe kennt ebenfalls vorbedungene (Konveutional) 
und Verzugs-(Zögerungs-)Zinsen 14 ) A. L. R. I. 11, §§ 827, 
828, 829; I. 16. § 64.; für Konventionalzinsen genügt 
indess nicht der im Gemeinen Recht geltende form- 
lose Vertrag, vielmehr gehört zur Klagbarkeit des Zins- 
versprechens die schriftliche Form, gleichviel ob dasselbe 
in den Schuldschein aufgenommen oder eine besondere 
Urkunde darüber ausgestellt worden ist. A. L. R. I. 
11. § 729. 

Auf gesetzliche, also auch Verzugszinsen, muss der 
Richter von Amtswegen erkennen A. G. 0. I. 23. § 58 15 ), 
eine Vorschrift, die ebenso wie die analoge 1. 24. Dig. 
depositi 16. 3. bezweckt, dass der Kläger die des selbst- 
ständigen Klagerechts entbehrenden Zinsen nicht verliere, 
die aber insofern von der Römischen Vorschrift abweicht, 
als sie unter dem Officium judicis eine Zwangspflicht des 
Richters versteht, dergleichen Zinsen auch ohne ausdrück- 
lich darauf gerichteten Parteiantrag zuzuerkennen, eine 



Hechts, XIII. Jahrgang, 2. Heft, S. 223. fg., 257 fg., woselbst ein 
reichhaltiges Material die vollständige Reception des Römischen 
Rechts in Deutschland ergiebt. 

14 ) Hellfeld: Jurisprudentia Forens. ad lib. XXU. T. I. 
§ 1130: Inde duplex est fundamentum obligationis usurarum, 
pactum nempe et mora. 

16 ) Dass die Vorschrift des § 58. 1. c. einen materiellen Rechts- 
grundsatz enthält und demzufolge weder durch § 29 der Instruk- 
tion vom 24. Juni 1833, betreffend die Begrenzung des Rechts- 
streits durch Klage und Klagebeantwortung, noch durch die Ein- 
führung der Eventual- und Verhandlungs-Maxime als aufgehoben 
zu erachten ist, hat das Obertribunal in dem Erk. vom 8. Febr. 
1856 angenommen. Striethorst Archiv.: Bd. 20, S. 147 fg. 
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missverständliche Auffassung des Römischen Begriffs, der 
wir auch bei vielen gemeinrechtlichen Juristen begegnen le ). 
Dass auch nach Landrecht Verzugszinsen ohne die 
Eapitalsforderung nicht selbständig einklagbar sind, ist 
zwar im Landrecht nicht direkt ausgesprochen, man wird 
dies jedoch, wie die weitere Auseinandersetzung ergeben 
soll, aus den §§ 845 bis 848. I. Tit. 11 d. A. L.-R. 
folgern müssen. 



n. 

Einfluss des Erkenntnisses auf Zinsen, die der 

Richter im Erkenntniss übergangen hat. 

Gemeines und Prenssisches Recht. 

§ 3. Es fragt sich nun: 

Welchen Einfluss äussert ein rechtskräftiges Er- 
kenntniss auf die beiden ad I. untersuchten Zins- 
gattungen, wenn der Richter den Verklagten nur 
zur Zahlung des Kapitals verurtheilt hat, ohne der 
Zinsen dieses Kapitals im Erkenntnisse zu erwähnen? 
Hierbei lassen sich für jede Zinsgattung zwei Fälle 
aufstellen, je nachdem nämlich vorbedungene oder Ver- 
zugszinsen zugleich eingeklagt worden sind oder nicht. 

In den Justinianischen Rechtsbüchern, von welchen 
das Gemeine Recht ausgeht, finden sich nicht sämmtliche 



16 ) z. B. Koch: R. d. F. I. S. 99. Note 4; Martin: Vor- 
lesungen über die Theorie des gemeinen bürgerlichen Prozesses I. 
§ 90; Puchta: über die gerichtlichen Klagen § 73; Bracken- 
höft: Erörterungen, S. 415, 416, dagegen Waechter: Hft. 2, 
S. 48, und dessen Handbuch IL S. 341. Note 13; Buchka: 
Einfluss des Prozesses auf das materielle Rechtsverhältniss ; IL 
S. 167; Heffter: Civil-Prozess S. 231, 232; Wetzeil: Ciyil- 
Prozess § 43; Kniep: Mora des Schuldners, Bd. 2. S. 593 fg. 
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Fälle direkt entschieden, uud auch die gemeinrechtliche 
Litteratur hat dieselben nur theilweise und meist nur 
nebenher behandelt. 

Wir beginnen im Anschluss an die landrechtliche 
Anordnung des einschlägigen Stoffes mit Verzugszinsen. 

A« Verzugszinsen. 

§ 4. Der Richter hat den Verklagten nur 
zurZahlung eines Kapitals verurtheilt, ohne 
der Verzugszinsen zu erwähnen. 

Das Römische Recht macht hierbei keinen Unter- 
schied, ob die Verzugszinsen mit dem Kapital zugleich 
gefordert worden sind oder nicht. In beiden Fällen 
gelten vielmehr die bis zum Tage des ergangenen Er- 
kenntnisses aufgelaufenen Verzugszinsen als aberkannt. 
Es folgt dies aus: 1. 4. C. depos. 4. 34. 

Si deposita pecunia is, qui eam suscepit, usus est, 
non dubium est, etiam usuras debere praestare. Sed 
si cum depositi actione expertus es, tantummodo 
sortis facta condemnatio est, ultra non potes propter 
usuras experiri. Non enim duae sunt actiones, alia 
sortis, alia usurarum, sed una, ex qua, condemnatione 
facta, iterata actio rei judicatae exceptione repel- 
litur; 
ferner aus 1. 13. C. de usur. (4, 32): 

In bonae fidei judiciis — usurarum rationem ha- 
ben certum est. Sed si finitum est Judicium sen- 
tentia, quam vis minoris condemnatio facta est, non 
adjectis usuris, nee provocatio secuta est, finita re- 
traetanda non sunt; nee ejus temporis, quod post 
rem judicatam fluxerit, usurae ullo jure postulantur, 
nisi ex causis judicati. 
Die Gültigkeit dieser Sätze für das Gemeine Recht 
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ist bis zur Auffindung des Gaius, also noch lange Zeit 
nach Redaktion des A. L. R., allgemein anerkannt worden. 
D od eil. de usuris cap. 5. § 5: Sed cum reo con- 
demnato sit adhuc judicati actio, qua teneatur, non 
immerito dubitari potest, si judex nihil de usuris 
eo judicio pronuntiaverit, nee sit provocatum, num 
de usuris superioris temporis, quae competierant, 
actio moveri possit. Et constat, in bonae fidei ju- 
dieiis, si judicatum sit, moveri non posse. Est enim 
in his una actio sortis ex contractu debitae, circa 
cujus executionem ratio usurarum officio judicis ha- 
beatur. Id autem postquam judicatum fuerit cessat. 
Voet; com. ad P. XXII. 1. nr. 16: — Idemque 
est, si judex in condemnando sortem quidem adjudi- 
caverit, usurarum autem adjeetionem ex natura ne- 
gotiorum bönae fidei non fecerit, neque ab ea sen- 
tentia appellatum sit. Non enim ultra tunc de usuris 
creditor experiri potest, quia non duae actiones sunt, 
altera sortis, altera usurarum, sed una, ex qua con- 
demnatione facta, iterata actio rei judicatae excep- 
tione repellitur. 

Wernher t select. obs. for. T. II. P. VI. obs. 
377. Usurae solo judicis officio debitae et in sen- 
tentia omissae amplius peti nequeunt 1 ). 

Hellfeld: Jurispr. Porens. (editio quinta) ad lib. 
XXII. Tit. I. § 1131. Usurae, quae ex mora de- 
bentur, non speciali actione, sed mediante actione 
ex illo orta contractu, hujus intuitu mora commissa 
est, per modum accessionis peti debent. Principali 
igitur actione extineta, ob debita ex mora nulla est 



*) Bei Gruchot a. a. 0.: S. 289 abgedruckt. Vgl. auch Holz- 
schuher: Theorie und Casuistik des gemeinen Civilrechts. 
3. Aufl., Bd. III., S. 62. 
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actio. Inde est, quod usurae ob moram debitae si 
in sententia omissae sunt, amplius peti neqneant. 

Nur hat man die den vorerwähnten Corpus juris 
Stellen zu Grunde liegende ratio auf verschiedene Art 
zu erklären versucht. 

Die Glossatoren leiteten den Grund dieser Bestim- 
mungen, wahrscheinlich im Anschluss an 1. 178 Dig. de 
R. J. 50. 17 2 ), aus der accessorischen Natur der Zinsen- 
forderung her: 
„Quia non potest durare accessorium sine principali." 

Dieselbe Ansicht findet sich umschrieben bei Bar- 
tolus 3 ), Durantis 4 ) und von den Neueren bei Hell- 
feld 5 ) und Brunnemann 6 ), während Donellus, 
Voet und Wernher 7 ) den Verlust der Verzugszinsen 
durch Uebergehung im Erkenntnisse lediglich aus dem 
Umstände herleiten, dass wegen solcher Zinsen eine 
selbständige Klage nicht stattfinde, dieselben vielmehr 
nur officio judicis zugesprochen werden. Habe nun der 
Judex die Zinsen im Erkenntniss übergangen , so sei 
er selbst nach erfolgter Publikation zu einer nachträg- 
lichen Ergänzung dieses Mangels nicht mehr berechtigt, 
weil mit dem Endurtheil sein Officium aufhöre. Dem 
Kläger fehle aber zur Geltendmachung seines Rechts ein 
Rechtsmittel 8 ). 



*) Cum principalis causa non consistat, plerumque ne ea qui- 
dom, quae sequuntur, locum habent. Vgl. S. 35. 
8 ) Ad 1. 4. Cod. depos. 4. 34. 
*) Speculum: lib. I. P. 1. de officio judicis § 6. 
6 ) Hellfeld 1. c. §§ 331 und 1131. 

6 ) Comm. in Cod. ad 1. 13. de usur. 4. 32. Nr. 5. 

7 ) Vgl. die oben citirten Stellen. 

8 ) Derselben Ansicht sind alle Neueren, z. B. Glück: Comm. 
Bd. 21, S. 59 j Goeschen: Vorlesungen über das Gem. Civil- 
rechtIL,S. 111; ünterholzner: L, S. 320, Nr. 156. Mühlen- 



Digitized by 



Google 



13 

§ 5. Was nun die landrechtlichen Bestimmungen 
anlangt, so stimmen dieselben mit wenigen Modifikationen, 
welche in der gemeinrechtlichen Praxis bestehende Zweifel 
definitiv entscheiden, mit dem damals geltenden Gemeinen 
Recht durchweg überein 9 ). 

Auch für unser Landrecht gilt der Satz: 
Dass Verzugszinsen, aufweiche der Richter 
nicht erkannt hat, als aberkannt zu er- 
achten sind, gleichviel ob solche mit der 
Hauptsache zugleich eingeklagt worden 
sind oder nicht 10 ). 
Zwar hat die nicht ganz geschickte Anordnung der 
hier einschlägigen Bestimmungen eine Zeitlang zu einem 
Zweifel Veranlassung gegeben; derselbe kann jedoch nach 
der überzeugenden Ausführung in dem Obertribunals- 



bruch: Lehrb. des Pandekten-Rechts. (4. Aufl.) § 371, S. 354 
fg. und Note 4; Buchka: IL, S. 33; Savigny: VI., S. 452, 
Note r. Bayer: Vorträge. (9. Aufl.) § 134, S. 406; Mo m Ei- 
sen: Mora, S. 253. Vgl. auch den Passus aus dem Erkenntniss 
des 0. A. G. zu Lübeck, abgedruckt bei Gruchot a. a. 0. S. 289. 
Sintenis IL, § 87, S. 99. 

9 ) Welcher Motivirung sich die Redaktoren des A. L. R. an- 
geschlossen haben, lässt sich aus den Materialien zur Redaktion 
des A. L. R. nicht erkennen, da dieselben über die Motive der 
hier einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen (§§ 845 bis 848, 
I. 11) gar keinen Aufschluss geben. — (Gesetz-Revision, Pensum 
XIV., S. 156.) - 

10 ) Derselben Ansicht ist auch Siewert: Materialien VII., 
S. 100 ; B i e 1 i t z : Comm. IL, S. 698 ; Bornemann, Preussisches 
Civilrecht. (1. Aufl.) III. , S. 329. Lenz: S. 308. Koch: 
Comm. zu § 848, Note 68; Recht d. F. I. § 10, sub IV. A.; der- 
selbe: Lehrb. IL, S. 26 und Foerster: I., S. 380; der im 
Text ausgesprochene Grundsatz ist auch in die Partikular-Rechte 
z. B. in das Würtembergische Privatrecht übergegangen. Vgl. 
Wächter: Handbuch IL, S. 342, Note 14. 
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Erkenutniss vom 12. September 1845 (Entsch. B. 11. 
S. 1.) als beseitigt betrachtet werden n ). 

Weil nämlich der § 848 1. c. ausdrücklich hervorhebt : 
Hat der Richter geforderte Verzugszinsen über- 
gegangen, so hat dies eben die Wirkung, als ob er 
sie aberkannt hätte; 
haben Einige für den Fall der Uebergehung nicht 
geforderter Verzugszinsen, bei dem Mangel einer aus- 
drücklichen Bestimmung im Gesetzbuch, gegensätzlich zu 
§ 848, deren nachträgliche Einklagbarkeit, als vom Gesetz- 
geber intendirt, angenommen 12 ). Die Unrichtigkeit dieser 
Ansicht ergiebt jedoch § 845: 

Verzugszinsen, auf welche der Richter nicht erkannt 
hat, können auch von dem Tage des ergangenen 
Urtels an nicht nachgefordert werden, sobald über 
das Kapital ohne Vorbehalt quittirt worden. 
In dieser Bestimmung wird der zur Zeit der Redaktion 
des A. L.-R. allgemein anerkannte Satz: 

dass nicht zuerkannte Verzugszinsen überhaupt nie- 
mals nachgefordert werden können, 
stillschweigend vorausgesetzt , und die Anwendbarkeit 
desselben auch noch auf Judikats-Zinsen ausgedehnt. 

Die Redaktoren haben nämlich iu nicht glücklicher 
Weise in den §§ 845 und 846 nicht nur Bestimmungen 
über den Einfluss eines Erkenntnisses auf vorbedungene 



11 ) Der im Plenarbeschluss vom 12. Sept. 1845 enthaltene 
Rechtssatz ist wiederholt anerkannt: Entsch. Bd. 26, S. 272; 
Striethorst Archiv. Bd. 15, S. 119 fgd.; Bd. 69, S. 81; Entsch. 
Bd. 58, S. 106 fgd. und endlich in dem Erkenntnisse v. 10. Dcbr. 
1867 (Entsch. Bd. 59, S. 463), wo ausgesprochen wird, dass nach 
Landrecht Verzugszinsen abgesondert vom Kapital überhaupt 
nicht eingeklagt werden können. 

12 ) So von Graevell: Comm. zu den Creditgesetzen. S. 154, 
Note zu § 435; Entsch. Bd. 9, S. 225. 
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und Verzugszinsen des Kapitals getroffen, sondern in 
denselben Bestimmungen auch die sog. Judikatszinsen, 
d. h. diejenigen Verzugszinsen mit inbegriffen, welche 
vom Tage des rechtskräftigen Erkenntnisses ab laufen 13 ). 
Man gewinnt deshalb erst nach Ausscheidung des auf 
letztere bezüglichen Passus eine klare Uebersicht der 
uns interessirenden Fälle. 

Darnach zerfällt der § 845 in zwei Theile: 



ls ) Dies nimmt an Lenz: a. a^ 0. S. 300; Koch: Recht d. 
F. L, S. 105 und 124 und dessen Lehrbuch IL, S. 22, Note 6 und 
S. 26, ferner Bachmann in Gruchot's Beiträgen XIV. Hft. 2, 
S. 218. A. M. ist dagegen Fo erster a. a. 0., S. 377, welcher 
für das Preussische Recht eine" Unterscheidung in Verzugszinsen 
und in Urtheilszinsen für nicht begründet erachtet, weil selbst, 
wenn vor der Klageanstellung ein Verzug auf Seiten des Schuldners 
nicht vorhanden war, die Behändigung der Klage den Schuldner 
immer in Verzug setzt, und weil die preussischen Erkenntnisse 
in der Regel keine besondere Fristen für die Erfüllung festsetzen, 
an deren Nichtbeachtung eine von den Verzugszinsen abweichende 
höhere Zinsverpflichtung sich anknüpfte. Wenn auch zugegeben 
werden muss, dass nach Preussischem Recht und nach gemein- 
rechtlicher Praxis für Urtheilszinsen ein höherer als der land- 
übliche Zinssatz nicht anerkannt wird, und dass dieselben im 
A. L. R. nur ausnahmsweise Erwähnung finden, so wird man 
prinzipiell doch deren Vorhandensein in allen den Fällen an- 
nehmen können, in welchen Verzugszinsen auf Grund des Gesetzes 
vom Tage der Rechtskraft ihren Ausgang nehmen. Foerster 
erkennt dies auch für gewisse Fälle an, ohne jedoch des in Rede 
stehenden Falles besondere Erwähnung zu thun. Vgl. indess 
Foerster: Klage und Einrede, S. 188, wo er auch die im §845 
1. c. gedachten Verzugszinsen für Judikatszinsen erachtet. Dass 
die Redaktoren in § 845 an Judikatszinsen gedacht haben mögen, 
ergiebt ein Vergleich desselben mit 1. 13. Cod. de usuris. Das 
bei uns fehlende spatium, welches nach Rom. Recht dem ver- 
urtheilten Schuldner zur Erfüllung des Judikats vom Richter 
gewährt wurde, ist für den Begriff Judikatszinsen nicht ent- 
scheidend. 
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1. Verzugszinsen, auf welche der Richter nicht er- 
kannt hat (und auf die er auch ohne Antrag des 
Gläubigers nach § 58, I. Tit. 23 der A. G.-O. 14 ) 
von Amtswegen hätte erkennen müssen), können 
nicht nachgefordert werden. 

2. Auch die vom Tage des ergangenen Urtels an 
laufenden Verzugszinsen (Judikatszinsen) können 
nicht nachgefordert werden, sobald über das Kapital 
ohne Vorbehalt quittirt worden ist. 

Dass die sub 1 aufgestellte allgemeine Regel zugleich 
mit der über die Judikatszinsen in § 845 ausgesprochen 
werden sollte, ergiebt das Wörtchen „auch" in dem 
Passus : 

„auch u von dem Tage des ergangenen Urtels an. 

Das Wörtchen „auch" bedeutet hier soviel als „selbst", 
und soll nur andeuten, dass selbst die ihrer Natur nach 
von den eigentlichen Verzugszinsen verschiedenen „Ver- 
zugszinsen ex judicato" unter Umständen nicht nach- 
gefordert werden können, ein Satz, der damals vielfach 
bestritten wurde, während, wie bereits erwähnt, der andere 
im Gesetz nicht ausdrücklich hervorgehobene Satz, wo- 
nach im Erkenntniss übergangene eigentliche Verzugs- 
zinsen nachträglich nicht mehr einklagbar sind, z. Z. 
der Redaktion des A.-L. in Theorie und Praxis allgemein 
anerkannt war. Die Konjunktion „auch" gäbe sonst 
keinen Sinn, da irgend eine Beziehung zu den vorher- 
gehenden Paragraphen nicht ersichtlich . ist, im- Gegen - 
theil der § 844 für Verzugszinsen gerade einen von der 
Vorschrift des § 845 abweichenden Grundsatz aufstellt. 

§ 6. Was nun die z. Z. der Redaktion des A. L.-R. 
herrschende Streitfrage betrüft, ob und inwiefern usurae 



*) Der § ",8 allegirt ausdrücklich die §§ 845 bis 848 1. c. 
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rei judicatae gefordert werden können, so sind haupt- 
sächlich zwei verschiedene Ansichten hervorzuheben, her- 
vorgerufen durch die einer zwiefachen Deutung fähigen 
Schlussworte der mehr erwähnten 1. 13. Cod. de usu- 
ris 4. 32: 

„nisi ex causis judicati." 

Diese Worte haben die Einen 15 ) dahin verstanden, 
dass Judikatszinsen nur dann gefordert werden können, 
wenn der Richter dieselben ausdrücklich zuerkannt habe, 
während Andere ie ) in dem blossen Faktum der rechts- 
kräftigen Zuerkennung des Kapitals einen neuen selbst- 
ständigen Grund zur Zahlung von Verzugszinsen er- 
blickten. 

Diese letztere Ansicht ist in das A. L. R. übergegangen 
und dürfte auch die richtige sein ; keineswegs widerspricht 
sie dem gemeinrechtlichen Grundsatz, wonach Verzugs- 
zinsen an sieb keine selbständige Klage begründen ; denn 
die aus dem Judikat folgenden Verzugszinsen haben im 
Erkenntniss einen neuen selbständigen Entstehungsgrund 
und sind nicht, wie die Verzugszinsen des eingeklagten 
Kapitals, vom officium judicis abhängig 17 ). Sie beruhen 
zwar, wie jede gesetzliche Zinsverbindlichkeit, der Idee 
nach auch auf einem Verzuge 18 ), aber allein reicht der- 



16 ) Vgl. besonders Batz: Abhandlungen über Gegenstände 
des natürlichen und positiven Rechts Nr. 12, § 4 — 8 und die bei 
Glück: Comm. Bd. 21, S. 60 citirten Schriftsteller. 

,6 ) Vgl. Holzschuher a. a. 0. III., S. 65 fg. 

") Wächter: Hdb., Bd. IL, S. 343, Note 16. Endemann: 
Prinzip S. 61. 

18 ) Nach Wolff: zur Lehre von der Mora § 20, „objektive 
Mora" im Gegensatze zur eigentlichen durch Culpa des Debitor 
bedingten „subjektiven Mora"; ebenso Lenz: S. 277, 314 flgd. 
und Hasenbalg: Die Bürgschaft des Gemeinen Rechts S. 254, 
dagegen Fo erster: Bd. L, S. 681. 

2 
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selbe nicht ans, ihnen Klagbarkeit zu gewähren. Hierzu 
bedarf es eines neuen Grundes, des rechtskräftigen Er- 
kenntnisses 19 ) (causa judicati). Doch soll nach Land- 
recht auch nicht einmal das Erkenntniss. diese Verzugs- 
zinsen ex judicato vor dem Untergange schützen, wenn 
dieselben bei der Quittungsleistung über das Kapital 
nicht vorbehalten worden sind (§ 845). 

Hierin liegt eine analoge Anwendung der im § 843 
für vorbedungene Zinsen aufgestellten Fiktion, wonach 
dieselben für bezahlt oder erlassen zu erachten sind, so- 
bald über das Kapital selbst ohne Vorbehalt quittirt 20 ) 
worden ist. Dass in der Bestimmung des § 843 von 
einer Fiktion 21 ) und nicht von einer blossen Vermuthung, 
welche Gegenbeweis zuliesse, die Rede sei, wird jetzt in 
Theorie und Praxis nicht mehr bestritten; dem wider- 
spricht aber nicht, wie Fo erst er (I. S. 376) hervor- 
hebt, der Umstand, dass, wenn das Vorhandensein der- 
jenigen Thatsache bewiesen wird, an deren Fehlen das Gesetz 
die Folgerung knüpft, nämlich die Thatsache des Vorbehalts, 
die Fiktion selbst beseitigt werde 22 ). 



19 ) Entscheidung Bd. 59, S. 471; Borne mann: Bd. IIL, 
S. 329; Savigny VI., S. 411; Koch: Recht d. F. L, § 10, sub 
IV. C, Note 92; Cohnfeldt: Die Lehre vom Interesse S. 214 fg. 

*°) Die Quittung muss eine schriftliche Erklärung über erfolgte 
Zahlung des Kapitals und zwar des ganzen Kapitals sein. St riet- 
bor st: Bd. 69, S. 29. Ueber den Zusammenhang des § 843 mit 
§ 153, I. 16 A. L. R. Vgl. Entscheidungen, Bd, 58, S. 97. 

") Vgl. Lenz: S. 301 fg., woselbst die Frage erschöpfend be- 
handelt wird; Koch: Lhrb. S. 28, Note 6 und Comm. zu § 843, 
Note 64; Foerster: Bd. L, S. 376, Note 65. Die in der land- 
rechtlichen Praxis entstandenen Zweifel sind durch Plenarbeschluss 
des Obertribunals vom 4. Dcbr. 1854 (Entscheidungen, Bd. 29, 
S. 13) und definitiv durch Erkenntniss desselben Gerichts vom 
8. Octbr. 1867 (Strietho rst, Bd. 69, S. 32) als beseitigt an- 
zusehen. 

") Die von den Redaktoren des A. L. R. geschaffene Fiktion 
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Diese dem Vorbehalt beigelegte Wirkung beruht 
nicht auf einer Erfindung der Redaktoren des A. L. R. 
Die im § 845 enthaltene Bestimmung sollte vielmehr 
nur einen andern, gleichfalls in der gemeinrechtlichen 
Theorie und Praxis herrschenden Zweifel beseitigen. 

Die damalige gemeinrechtliche Doktrin war nämlich 
über die Wirkung eines solchen Vorbehalts nicht einig. 
Die Einen (z. B. Stryck: usus mod. Pand. 1. XXII. 
t. L, § 6; Lauterbach: Colleg. Pract. XXXI.) meinten, 
ein solcher Vorbehalt begründe einen selbständigen Ver- 
trag und demzufolge auch ein selbständiges Klagerecht, 
während Andere (z. B. Huber: Praelect. ad Dig. lib. 
XXH. 1. 25, und die bei Holzschuher : III., S. 62, Ge- 
nannten) diese Ansicht bestritten, weil eine Reservation 
nur ein bestehendes Recht erhalten, nicht aber ein Recht, 
das vorher nicht bestanden, verleihen könne, das Recht 
aber, dgl. Zinsen jure separatae actionis einzuklagen, 
dem Berechtigten vom Gesetze nicht eingeräumt sei. 

Dass indess judikatmässige, mithin auf einem selbst- 
ständigen Grunde beruhende Verzugszinsen auch selbst- 
ständig einklagbar sein müssen, ist bereits gezeigt. Man 
wird daher auch ohne der erzwungenen Vorstellung eines 
angeblich in dem Vorbehalte liegenden Vertrages Raum 
zu geben, ihre Reservation, wie sie § 845 des A. L. R. 
statuirt, nur als Folge des oben entwickelten Prinzips 
erachten müssen, und zwar unbeschadet der nach Römischem 



des Erlasses der Zinsschuld als Folge der vorbehaltslosen Quittungs- 
leistung enthält eine Härte; höchstens dürfte hierdurch, wie 
sämmtliche neueren Kodifikationen annehmen, eine durch Gegen- 
beweis zu entkräftende Rechts vermuthung begründet werden. 
Vgl. Oesterreich. Bürg.-Gesetz-Buch § 1427 und dazu Unger: 
System des Oesterr. Allg. Privat-Rechts IL, S. 584 und 585 und 
die bei Gruchot a. a. 0., S. 280, 281 citirten Kodifikationen. 

2* 
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und Preussischem Rechte giltigen Regel, dass eigentliche 
Verzugszinsen selbständig nicht einklagbar sind. 

Der durch die Worte des § 845 

„vom Tage des ergangenen Urtels" 
etwa entstehende Zweifel, ob der Verlust des Nach- 
forderungsrechtes schon Folge des ersten oder erst des 
rechtskräftigen Erkenntnisses sein soll, fällt weg, wenn 
man erwägt, dass die im § 845 enthaltene Vorschrift 
sich vorzüglich auf Judikatsziusen bezieht, deren Ter- 
minus a quo sie bestimmen soll. 

Hiernach ist der Ausdruck „ergangenes Urtel" gleich- 
bedeutend mit dem in anderen Stellen (§ 231, I. 7 ; § 821, 
I. 11; § 1079, I. 11), die sämmtlich den Zinsenlauf der 
Judikatszinsen bestimmen sollen, gebrauchten korrekteren 
Ausdruck „rechtskräftiges Erkenntniss." Dieser Ansicht 
hat sich auch das Obertribunal angeschlossen 2S ). 

Vergleicht man unbefangen § 845 mit 1. 13. Cod. de 
usuris, so wird man in der landrechtlicben Bestimmung 
nur eine Paraphrase des Römischen Fragments wieder- 
finden, wobei nur die zweifelhaften Worte: 

„ex causis judicati" 
deklarirt erscheinen. 

Der § 848 gedenkt des Falles, dass geforderte 
Verzugszinsen im Urtel übergangen worden sind; diese 
sollen als aberkannt gelten. Der Paragraph ist über- 
flüssig 24 ), da schon im § 845, wie gezeigt worden, das 



23 ) Striethorst: Bd. 28, S. 119 flgd.; vgl. auch den bereits 
oben citirten Aufsatz von Bachmann in Gruchots Beiträgen 
Bd. XIV. S. 218. 

24 ) Die §§ 845 bis 847 sind erst in den umgearbeiteten Ent- 
wurf eingeschoben worden, ohne dass die Fassung der anderen 
Paragraphen geändert worden ist. Der § 848 ist wahrscheinlich 
nur aus Versehen bei der Schlussredaktion stehen geblieben 
(Gesetzes-Eevision: Pensum XIV. S. 156). Vgl. Bornemann, 
HI. S. 329. 
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Prinzip allgemein festgestellt ist, und der § 848 leicht 
zu dem Missverständnisse führt und auch in der That 
geführt hat, als ob bei nicht geforderten Verzugszinsen 
eine Nachforderung zulässig sei. 

Selbstverständlich laufen auch im Falle des § 848 vom 
Tage des rechtskräftigen Erkenntnisses ab Judikatszinsen, 
wie sie der § 845 für den Fall des Vorbehalts bei An- 
nahme des Kapitals festsetzt. 

Steht hiernach fest, dass die Redaktoren für das 
Landrecht den damals geltenden gemeinrechtlichen Grund- 
satz adoptirt haben, dass vom Richter im Erkenntniss 
übergegangene Verzugszinsen nicht mehr nachgefordert 
werden können, so wird man auch annehmen müssen 
dass für sie dasselbe Motiv bestimmend gewesen, welches 
die damalige gemeinrechtliche Jurisprudenz aufgestellt 
hat. Dieses Motiv ist, wie bereits oben ausgeführt, kein 
anderes, als die Annahme, dass die Verbindlichkeit auf 
Zahlung von Verzugszinsen nicht auf einer selbständigen 
klagbaren Obligation, sondern lediglich auf dem Officium 
judicis beruhe. 

Deshalb muss auch für das Preussische 
Recht, bei dem Mangel einer ausdrücklichen 
entgegengesetzten Bestimmung, grundsätz- 
lich daran festgehalten werden, dass Verzugs- 
zinsen nicht selbständig, sondern nur mit der 
Hauptschuld zugleich einklagbar sind 25 ). 



*) Anerkannt in Entsch. Bd. 11, S. 3; Bd. 26, S. 270; Bd. 58, 
S. 97; Bd. 59, S. 470; dagegen Entsch. Bd. 9, S. 225; und Bd. 47, 
S. 103. Die zum Beweise der Richtigkeit der abweichenden 
Ansicht in der letztgenannten Entsch. S. 106 angezogenen §§ 64 , 
65. I. 16. A. L. R. beweisen Nichts; sie dienen nur dem in seinem 
Ermessen freien Richter als Richtschnur, gleichwie sich im 
Römischen, beziehungsweise Gemeinen Recht, ähnliche Vorschriften 
(1. 32. § 3. Dig. de usuris. 22. 1. und 1. 2. Cod. depos. 4. 34) 
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B. Vorbedungene Zinsen. 

§ 7. Fall 1. Es sind vorbedungene Zinsen 
mit dem Kapitale eingeklagt; der Richter hat 
den Verklagten nur zur Zahlung desKapitals 
verurtheilt, ohne im Erkenntniss der Zinsen 
zu erwähnen. 

Bei den gemeinrechtlichen Juristen machte sich eine 
Meinungsverschiedenheit geltend. Die Einen folgerten 
aus der Natur vorbedungener Zinsen, dass denselben, 
da sie sich auf eine selbständige Obligation gründen 
und daher selbständig eingeklagt werden können, nur 
alsdann die Rechtskraft entgegen stehe, wenn das Urtheil 
ausdrücklich darauf gerichtet gewesen und sie darin ab- 
erkannt worden seien, dass aber eine in der Sentenz ge- 
schehene, bloss stillschweigende Uebergehung solcher 
Zinsen dem Gläubiger nicht schade, dieser vielmehr die 
Zinsenforderung noch nachträglich besonders geltend 
machen könne; sie beziehen sich hierbei auf analoge 
Bestimmungen in den Pandekten (z. B. 1. 7. § 2. Dig. 
5. 3; 1. 7. § 1. Dig. 16. 2; 1. 1. § 4. Dig. 27. 4). 

Diese freilich der Natur der Sache mehr entsprechende 
Meinung vertreten besonders Pufendorf 26 ), Voet 27 ), 
Noodt 28 ), Wernher 29 ) und Hellfeld 80 ). Andere 



finden» ohne deshalb die Natur der Verzugszinsen abzuändern. — 
Darin stimmen aber auch die von unserer Ansicht abweichenden 
citirten Obertrib.-Entscheidungen überein, dass nach angestellter 
Klage über das Kapital auch nach Preussischem Recht die Nach- 
forderung der Verzugszinsen unzulässig sei,* eine Frage, um die 
es sich bei unserer Erörterung in erster Linie handelt. 

2Ö ) Tom. I. Animadv. 123. 

") Comm. ad P. XXJI. 1. Nr. 16. 

*) de foenore et usuris 1. III. c 14. 

39 ) sei. obs. for. Tom. ü. P. VI. obs. 377. 

80 ) 1. c. § 1131 in fine. 
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dagegen stellten die Meinung auf, dass die Uebergehung 
vorbedungener Zinsen für eine stillschweigende Ab- 
erkennung gelten müsse, es sei denn, dass die vorbedun- 
genen Zinsen überhaupt nicht eingeklagt gewesen seien, 
in welchem letzteren Falle sie eine Nachforderung unbedingt 
für zulässig erachten, so besonders Mevius 81 ) und 
Leyser 32 ). 

Dasselbe Resultat ergiebt auch eine Stelle im Codex, 
wiewohl derselben ein anderes Motiv zu Grunde liegt, 
als dasjenige, welches für die Anhänger der letzteren 
Meinung bestimmend gewesen sein mag. 

Ein Reskript des Severus und Antoninus lautet: 
1. 1. Cod. de judiciis. 3. 1. 
Judicio coepto, usurarum stipulatio non est per- 
emta. Superest igitur, ut debitorem ejus temporis, 
„quod non est in Judicium deductum", convenire 
possis, 
d. h. die Anstellung des Prozesses, resp. die litis-con- 
testatio, über die Kapitalsstipulation vernichtet nicht 
die (selbständige) Zinsenstipulation. Deshalb kann der 
Schuldner noch nachträglich wegen derjenigen Zinsen- 
Posten in Anspruch genommen werden, welche noch 
nicht Gegenstand eines früheren Prozesses gewesen sind. 
Hieraus folgt per argumentum ex contrario, dass die 
mit dem Kapital zugleich oder allein eingeklagten stipu- 
lirten Zinsen dadurch, dass sie schon einmal Gegenstand 
des Prozesses gewesen, untergehen. 

Ueber das dieser Stelle zu Grunde liegende , dem alt- 
römischen Prozess angehörende Eonsumtionsprinzip soll 
später gehandelt werden. 



81 ) Decis. P. IH. dec. 420. 

M ) Med. Spec. 243. Med. 5 und 6. 
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§ 8. Die Redaktoren des A. L. R., denen das Motiv 
des vorerwähnten Fragments ebensowenig bekannt war, 
wie den damaligen gemeinrechtlichen, die Römischen 
Quellen buchstäblich interpretirenden Juristen, und denen 
nur daran lag, die bestehende Kontroverse zu beseitigen, 
haben sich der letzteren, unseres Dafürhaltens der heutigen 
Rechtsanschauung nicht entsprechenden Meinung an- 



Der § 846, welcher lautet: 

Ein Gleiches findet statt, wenn vorbedun- 
gene Zinsen zwar gefordert, aber von dem Richter 
übergangen worden, und der Gläubiger sich bei dem 
Erkenntnisse beruhigt hat; 
dehnt durch die Anfangsworte: 

Ein Gleiches findet statt, 
die im § 845 für Verzugszinsen aufgestellten Regeln 
ihrem ganzen Umfange nach, natürlich mit den aus der 
Natur der vorbedungenen Zinsen sich nothwendig erge- 
benden Modifikationen, auch auf vorbedungene, zwar ge- 
forderte, aber vom Richter im Erkennt niss übergangene 
Zinsen aus. 

Der Paragraph müsste also vollständig lauten: 

1. Vorbedungene Zinsen, welche zwar ge- 
fordert, aber von dem Richter über- 
gangen worden sind, können nicht nach- 
gefordert werden, wenn sich derGläubiger 
bei dem Erkenntnisse beruhigt hat 

2. Auch die vom Tage des ergangenen Urtels 
an laufenden Verzugszinsen (Judikats- 
zinsen) können nicht nachgefordert 
werden, sobald über das Kapital ohne 
Vorbehalt quittirt worden ist. 

Dass die vorbedungenen, geforderten, aber vom Richter 
im Erkenntniss übergangenen Zinsen, obgleich sie auf 
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einer selbständigen Forderung beruhen und demzufolge 
auch ein besonderes Klagerecht haben müssten, für ab- 
gesprochen gelten, folgt nicht aus der juristischen Kon- 
sequenz 83 ), sondern beruht lediglich auf positiver Vor- 
schrift. Würde man auch die Absicht der Redaktoren 
dahin deuten, dass sie in der unterlassenen Appellation 
einen Verzicht auf die vorbedungenen Zinsen angenommen 
haben S4 ), so bleibt doch immerhin unaufgeklärt, wie noch 
dann ein Verzicht anzunehmen, wenn der letzte Richter 
die vorbedungenen Zinsen übergangen, falls solche ge- 
fordert worden, und wie in diesem Falle der Gläubiger 
zu seinem Rechte gelangen könne. 

Diese Bestimmung ist eben im Anschluss an eine zur 
Zeit der Redaktion des A. L. R. herrschende, missver- 
ständliche Auffassung der 1. 1. Cod. de jud. 3. 1. hervor«, 
gerufen worden, ein Irrthum, der erst durch Auffindung 
des Gaius erkannt werden konnte. 

§9. Fall 2. Die vorbedungenen Zinsen sind 
nicht mit eingeklagt; der Richter hat nur zur 
Zahlung des Kapitals verurtheilt, ohne der 
vorbedungenen Zinsen im Erkenntniss zu er- 
wähnen. . 

Nach Römischem und Gemeinem Recht können die- 
selben unbedingt nachgefordert werden. Es bedarf nicht 
erst der Hinweisung auf die mehr erwähnte 1. 1. Cod. 
de judiciis, sondern es folgt dies schon von selbst aus 
der selbständigen Natur der durch besonderen Vertrag be- 
gründeten Zinsenforderung. 

Die Rechtskraft kann sich bloss auf Objekte des 



M ) Vgl. Gruchot a. a. 0. S. 284. 

84 ) wie z. B. Key s eher in der Zeitschrift für deutsches Recht 
Bd. 17, S. 16; dagegen Hoepfner: Beiträge zur civilgerichtl. 
Praxis II. Heft 1, S. 2. 
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gerade vorliegenden Rechtsstreites erstrecken. Die von 
der Kapitalforderung unabhängige Zinsenforderung ist 
aber in diesem Falle gar nicht Gegenstand des Rechts- 
streits geworden. Diese Grundsätze galten bis zur Re- 
daktion des Landrechts als unzweifelhaft anerkanntes 
Recht. Die Redaktoren haben indess dieses Nachforderungs- 
recht eingeschränkt, indem sie die im § 843 aufgestellte 
Fiktion, (vgl. S. 18), wonach die vorbeduugenen Zinsen 
für bezahlt oder erlassen zu erachten sind, sobald über 
das Kapital selbst ohne Vorbehalt quittirt worden ist, 
auch auf den Fall des § 847 übertragen haben. Hiernach 
können vorbedungene Zinsen, die der Gläubiger nicht 
mit dem Kapital zugleich eingeklagt hat, nur nach- 
gefordert werden, solange noch nicht ohne Vorbehalt 
über das Kapital quittirt worden ist. 

Gleichwohl ist in dieser Bestimmung doch wenigstens 
prinzipiell ein Anerkenntniss des gemeinrechtlich unbe- 
stritten geltenden Grundsatzes enthalten : 

dass vorbedungene Zinsen als selbständige 
Forderungsrechte auch durch eine be- 
sondere Klage geltend gemacht werden 
können 85 ). 

III. 

Weitere Entwickelnng des Gemeinen Eechts 
seit der Bedaktion des Allg. Landrechts. 

§ 10. Während nun das Landrecht die in Rede 
stehenden Fragen, wie wir gesehen haben, im Wesent- 
lichen im Anschluss an das Gemeine Recht entschieden 



85 ) Holzachuher a. a. 0. III. S. 62 und die dort angeführten 
Schriftsteller. 
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hat, wie es sich zur Zeit seiner Redaktion entwickelt 
hatte, ist die gemeinrechtliche Doktrin auf jenem Stand- 
punkte nicht stehen gehlieben x ). 

Hierzu trug vor Allem die Auffindung des Gaius bei, 
ein Umstand, dem wir vorzüglich die trefflichen Arbeiten 
eines Keller 2 ), Waechter 3 ), Buchka 4 ), Savigny 5 ) 
und Bekker 6 ) verdanken. 

Wir sind jetzt auf Grund dieser Forschungen zu 
einem tieferen Verständniss der Römischen Rechtsquellen 
gelangt. Darnach stehen die mehr erwähnten Quellen- 
stellen : 
1. 4. cod. depos. 4. 34; 1. 13. cod. de usur. 4. 32 und 

1. 1. cod. de jud. 3. 1. 
unter dem Einfluss der konsumirenden Wirkung des 
rechtskräftigen Erkenntnisses, beziehungsweise der dem- 
selben vorangehenden Litiskontestation 7 ). 



1 ) Dies berechtigt aber unseres Dafürhaltens noch nicht, die 
Fortschritte der gemeinrechtlichen Jurisprudenz auf die land- 
rechtlichen Bestimmungen zu übertragen, die unter dem Einflüsse 
anderer, wenn auch irriger, gemeinrechtlicher Ansichten entstanden 
sind. Vgl. z. B. Entsch. Bd. 58, S. 100 flgd. 

2 ) Ueber Litiskontestation und Urtheil. Zürich 1827. 
8 ) Erörterungen Heft 3, 1846. 

4 ) Einfluss des Prozesses auf das materielle Rechtsverhältniss, 
2 Theile 1846 und 1847. 

6 ) Savigny: Syst. des heut. Römischen Rechts, Bd. VI. 
8 ) Bekker: Prozessuale Comsumption 1857. 

7 ) Buchka a. a. 0. II., S. 211. „Die frühere Jurisprudenz 
stand zu jenen Römischen Rechtssätzen in einem ganz eigen- 
tümlichen Verhältniss. Bei dem entschiedenen Ausspruche der 
L. 4. Cod. depos. 4. 34, war sie gezwungen, an der erwähnten 
Regel über die Behandlung der Früchte und Zinsen festzuhalten, 
ihr fehlte indess der Schlüssel zum richtigen Verständniss der- 
selben, da sie keine Vorstellung* von der prozesssualischen Kon- 
sumtion hatte etc." 
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Zur Zeit des Formularprozesses galt bekanntlich 
jede Klage, welche bis zur L. C. gebracht war, oder 
wie. es die Römer technisch auszudrücken pflegten, jedes 
Rechtsverhältniss, welches in Judicium deduzirt worden 
war, als aufgehoben, konsumirt. Das Rechtsverhältniss 
konnte nie wieder von Neuem vorgebracht werden, ohne 
Unterschied, ob es zu einem Urtheil gekommen war oder 
nicht, und welchen Inhalt das etwa gesprochene Urtheil 
haben mochte. „Das Urtheil beliess es ganz bei der 
eingetretenen Konsumtion, welche lediglich von der 
L. C. abhängend, nur dem Ausdrucke nach an das Urtheil, 
als an den letzten Moment des Prozesses geknüpft 
wurde 8 ). u 

Gaius III. § 180. 
Tollitur adhuc obligatio litis contestatione — nam 
tunc obligatio quidem principalis dissolvitur, incipit 
autem teneri reus litis contestatione. 
Die Klageobligation (dare facere oportere debitorem) 
wurde durch die L. C. in eine neue Obligation: con- 
demnari oportere verwandelt. 

Gaius 1. c. 
Hoc est, quod apud Veteres scriptum est. Ante 
litem contestatem dare debitorem oportere; post 
litem contestatam condemnari oportere; post con- 
demnationem judicatum facere oportere. 
Man hat diese durch L. C. bewirkte Aufhebung der 
Klageobligation und Umwandlung in eine neue im An- 
schluss an die Quellen als Novation (novatio necessaria) 
bezeichnet 9 ). 



8 ) S. Waechter, lieft EL, S. 7. 

9 ) Vgl. Keller: Litiscontest. §§ 9. 10. Kierulff: Theoriedes 
Gem.Civilrechts,274fg. Savigny: VI., S.24. Endemann's Prin- 
zipd.R.S.22;v.Salpius:a. a.O.,§25,S.139fg. Foerster:Klage 
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Bei manchen persönlichen Klagen trat diese Ver- 
nichtung des früher vorhandenen Elagerechts ipso jure 
ein, bei allen andern Klagen vermittelst einer exceptio 
rei in Judicium deductae. 

Kam es zu einem Urtheil, so hiess das Organ dieser 
Konsumtion nunmehr exceptio rei judicatae. 

Allein neben dieser negativen Wirkung lag im End- 
urtheil noch etwas Positives; in dem kondemnirenden 
Urtheil insofern, als dasselbe an Stelle der durch L. C. 
begründeten Obligation trat, und eine neue mit der actio 
judicati verfolgbare Obligation : judicatum facere oportere 
begründete: 

Gaius § 180. 
Sublata litis contestatione incipit reus ex causa 
judicati teneri; 
im freisprechenden Urtheil insofern, als dasselbe aussprach, 
dass ein Recht des Klägers nicht anzuerkennen sei, eine 
Verpflichtung des Verklagten nicht bestehe. 

Mithin liegen im Urtheil zwei Momente: die durch 
seinen positiven Inhalt bestimmte Wirkung und die 
negative, konsumirende, schon durch L. C. bestimmte 
Wirkung, die sogeuannte positive und negative Funktion 
der exceptio rei judicatae, eine Entdeckung, die wir den 
Forschungen Kellers 10 ) verdanken. 



und Einrede, leugnet die novirende Wirkung des Erkenntnisses, 
S. 176. 

10 ) a. a. 0. §§ 28, 29. 30; beide Funktionen erkennen an: 
Savigny VI., S. 280; Waechter a. a. 0., Heft 3, S. 8 ff.; 
Windscheid: die actio des Rom. Civilrechts § 11. Dagegen 
hat bekanntlich Bekker: Prozessuale Consumption (1857), S. 13, 
das Vorhandensein der positiven Funktion in Abrede gestellt. 
Endemann: Prinzip, S. 161 scheint sich der B ekk e r 'sehen An- 
sicht anzuschliessen. 
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§ 11. Hält man dies Ergebniss fest, so zeigt sich, 
dass die auf unser Thema bezüglichen Römischen Sätze 
in den Justinianischen Rechtsbüchern nur praktische 
Folgen der negativen Wirkung der L. C. und folgeweise 
des Urtheils, mithin des Grundsatzes enthalten, 

dass ein Rechtsverhältniss, wie es in Ju- 
dicium deduzirt worden ist, durch L. C. 
konsumirt wird und auch bei erfolgendem 
richterlichen Urtheil konsumirt bleibt. 
a. Für stipulirte Zinsen ergiebt sich die Richtigkeit 
des Gesagten aus dem Reskript der Kaiser Severus 
und Antoninus 1. 1. 
Dasselbe lautet: 

Judicio coepto, usurarum stipulatio non est pe- 
remta. Super est igitur, ut debitorem ejus temporis, 
quod non est in Judicium deductum, con- 
venire possis. 
Der Schlusssatz, quod non est in Judicium de- 
ductum, convenire possis, ergiebt, wie bereits er- 
wähnt, per argumentum e contrario, dass Zinsen, welche be- 
reits in judicum deduzirt worden sind, eben weil sie dadurch 
die L. C. passirt haben, konsumirt werden, oder wie die 
Stelle diese Wirkung unschreibt, in der Folge nicht mehr 
eingeklagt werden können. Für die Beziehung dieser 
Stelle auf das Konsumtionsprinzip des altrömischen Pro- 
zesses sprechen die charakteristischen Worte „in Judicium 
deductum", eine Phrase, durch welche die Römer die 
Ursache der Konsumtionswirkung technisch zu bezeichnen 
pflegten. 

Konsumirte nun schon der Prozessbeginn (Judicium 
coeptum, lis inchoata, litis contestatio) die Zinsen, so 
muss dieselbe Wirkung bestehen bleiben, wenn der Rechts- 
streit bereits durch Erkenntniss definitiv beendet ist; 
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denn, wie wir gesehen, überträgt sich die Wirkung der 
L. C. auch auf das Judikat. 
Hieraus folgt: 
dass der prozessualisch geltend gemachte 
Zinsenanspruch, wenn er vom Richter im 
Erkenntniss übergangen worden ist, in 
der Folge nicht mehr geltend gemacht 
werden kann. 
Die 1. 1. cod. de jud. ist freilich nicht zu dem Zwecke 
gegeben, den vorstehenden Satz gesetzlich zu normiren. 
Hierzu lag auch keine Veranlassung vor ; denn der Satz 
enthält nur eine selbstverständliche Folge des Konsumtion 
prinzips, die als solche für den Römischen Juristen zu 
Zeiten Severs besonderer Hervorhebung nicht bedurfte; 
die lex sollte vielmehr nur eine Härte des Konsumtions- 
prinzips mildern. 

Wenn nämlich z. Z. des Formularprozesses auf termin- 
weise Leistungen (z. B. auf jährl. Prästationen, Zinsen und 
dergl.) geklagt wurde, so wurden nicht bloss diejenigen 
Leistungen, welche grade bei Anstellung der Klage fällig 
waren, sondern auch, die zukünftigen Leistungen 
in Judicium deduzirt und dadurch konsumirt. Diese 
Wirkung ging aus der Anschauung hervor, dass jene 
Leistungen insgesammt auf einer und derselben Stipu- 
lation beruhen und insofern als Obligation ein Ganzes 
bilden. 

Zur Vermeidung dieses Nachtheils bediente man sich, 
wie wir aus Gajus IV., § 131 kennen gelernt haben, 
einer Präscriptio : ea res agatnr cujus rei dies fuit, d. h. 
einer Klausel, durch welche Kläger das Judicium von 
vornherein bloss auf eine bestimmte Anzahl aus der 
Hauptobligation fliessender Prästatiouen beschränkte, 
die künftig fällig werdenden Leistungen 
(Zinsen) dagegen sich für einen neuen in der 
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Folge anzustrengenden Prozess reservirte u ). 
Das kaiserliche Reskript setzt nun fest, dass es, um 
d ie se n E f f e k t z u e r z i e 1 e n , einer solchen Präskription 
nicht mehr bedürfe, indem von uun an die L. C. nicht 
mehr die Kraft haben solle, die Zinsenstipulation zu ver- 
nichten, dass vielmehr auch die nach erfolgter L. C. 
laufenden stipulirten Zinsen einklagbar seien sollen 12 ). 
An dem altrömischen Konsumtionsprinzip hat aber jenes 
Gesetz insofern keine Aenderung treffen wollen, als da- 
nach die bereits in Judicium deduzirten Zinsen- 
posten auch jetzt noch durch L. C. konsumirt werden, 
ein Satz, der allerdings nur nebenbei in Erinnerung ge- 
bracht wird, um den Umfang der durch das neue Gesetz 
geschaffenen Ausnahme von der alten Regel schärfer zu 
begrenzen, der aber zugleich einen vollständigen Beleg 
für unsere Ansicht enthält. 

b. Noch klarer ergiebt sich der konsumirende Ein- 
fluss der L. C. resp. der Sentenz über die Haupt- 
forderung auf übergangene Verzugszinsen aus 1. 4 
cod. depos. 4. 34, wo derselbe an einem Beispiel 
gezeigt, und aus 1. 13. cod. de usur. 4. 31, wo 
das Prinzip für Verzugszinsen allgemein ausge- 
sprochen wird. 
Beruht nämlich die Zinsenforderung auf einer lex, 
nicht auf einem selbständigen Rechtsgrunde, wie stipulirte 



") Keller a. a. 0., S. 512 fg. Savigny VI., S. 159. Vgl. 
auch Endemann: Prinzip d. R., S. 59, 60. 

12 ) A. M. ist Mayer: Die Litiskontestation, geschichtlich dar- 
gestellt (1830), S. 38, welcher annimmt, dass nach 1. 1 cod. de 
jud. 3. 1. nach der L. G. keine Zinsen mehr laufen sollen. Da- 
gegen Savigny, S. 161 note r. Dass aber diese Stelle zur nach- 
träglichen Einklagbarkeit der Zinsenstipulation eine Präskriptio 
voraussetze, wie Savigny annimmt, erscheint nicht gerecht- 
fertigt. 
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Zinsen, war sie vielmehr nur ein Bestandtheil einer 
Obligation, und gelangte sie demzufolge, wie namentlich 
die Verzugszinsen bei b.f. Kontrakten, nur officio judi- 
cis zu richterlicher Anerkennung, so musste die An- 
stellung der Hauptklage auch die durch keine selbst- 
ständige Klage geschützte Zinsenforderung konsumiren, 
und zwar dergestalt, dass späterhin, mochte dass Er- 
kenntniss lauten, wie es wollte, eine neue Klage auf 
solche Zinsen nicht mehr angestellt werden konnte. 

§ 12. Hiermit scheint auch die freilich sehr frag- 
mentarische 1. 35. Dig. de usuris 22. 1: 

„lite contestata usurae currunt" 
im Zusammenhange zu stehen. 

Die Stelle ist einer zwiefachen Deutung fähig: 
Die Einen 13 ) behaupten, dass unter dem Worte 
currunt soviel als currere incipiunt zu verstehen sei, 
dass also nach eingetretener L. C. der Zinsenlauf beginne, 
mit a. W., dass der unterliegende Beklagte nach ein- 
getretener L. C. jederzeit Zinsen zahlen müsse, auch 
wenn kein Verzug vorliegt. Wäre dies der Fall, und 
die Interpretation ist an sich nicht unzulässig, so stünde 
die Stelle mit unserer Frage überhaupt in keinem Zu- 
sammenhange, da sie dann nur das ohnehin feststehende 
Prinzip ausspräche, dass der Verklagte vou der L. C. 
an bei allen Arten von Klagen Prozesszinsen zahlen 
müsse, auch wenn keine Mora vorhanden ist, während 
es sich für uns nur um vorbedungene und Verzugszinsen 



1S ) z. B. Koch: Recht d. F. L, S. 101. v. Salpius, S. 200. 
Vgl. auch de Heynitz: de litis contestationis effectu: Diss. 
inaug. Berol. 1866, S. 52, über den Unterschied zwischen usurae 
ex mora, usurae ex officio judicis und usurae ex litis conte- 
statione, 

3 
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handelt, jene nur durch Vertrag, diese nur durch Verzug, 
lr\ nie durch blosse L. C, entstehen können. 

p Andere 14 ) dagegen behaupten, dass unter dem Worte 

¥, currunt: currere pergunt zu verstehen sei; danach 

£] stände das citirte Fragment allerdings im Zusammen- 

hange mit der prozessualen Konsumtion des älteren 
Rechts, deren Härten es mildern sollte; es dehnt dann 
nur den in den Eingangsworten 1. 1. cod. de jud. 3. 1. 
£.; „judicio coepto usurarum stipulatio non est peremta" 

&'j für stipulirte Zinsen anfgestellten Satz auf Zinsen im 

$$f Allgemeinen, also auch auf Verzugszinsen aus. Diese 

j;j sollen gleichfalls, obwohl über die Hauptforderung bereits 

I"" lis contestirt worden, nicht untergehen, wie solches nach 

sy 1. 4. cod. depos. angenommen werden muss. Für die 

Richtigkeit dieser Auslegung der 1. 35 de usur. spricht 
rßl die Parallelstelle: 

% 1. 18. Dig. de novat. 46. 1. 

%\ Novatione legitime facta liberantur hypothecae 

£\ et pignus, usurae non currunt. 

f,} Wie bereits hervorgehobeil, wird durch L. C. auch 

eine Novation bewirkt und müssen danach, wie die 
citirte lex 18 de novat. klar ausspricht, auch die Acces- 
sionen der alten Obligationen, als Pfandrechte, Zinsen 
und dergl. erlöschen. Dem entgegen schreibt die 1. 35. 
de usur. vor, dass die durch L. C. erzeugte Novation 
(novatio necessaria) im Gegensatz zu jener nicht prozes- 
sualischen Novation (novatio voluntaria) die Accessionen 
der in Judicium deduzirten Hauptklage nicht zerstören 
solle, usurae currunt, d. h. es sollen die nach der L. C. 



M ) Kierullf: Theorie des Gem. Civilrechts S. 275, note**; 
Waechter: Heft 3, S. 24, note 30; Savigny: VI., S. 142. 
Vangerow: Lehrb. I., § 160, IV. Nro. 1. Dernburg: Lehrb. 
des Preuss. Privatrechts I., S. 256, note 7. 
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laufenden Zinsen, gleichviel, ob sie auf Vertrag oder Ver- 
zug beruhen, durch die L. C. nicht konsumirt werden. 
Man fingirte, dass die der Zinsverbindlichkeit zu Grunde 
liegende Causa für die in Zukunft fällig werdenden Zinsen 
auch nach der L. C. bestehen bleibe, wie dies z. B. in 
dem Schlusssatz der 1. 23. Dig. de except. r. j. 44, 2. 
für Verzugszinsen anerkannt wird 15 ). 

Auch spricht der Umstand, dass die Justinianische 
Kompilation der Präskriptionen gar nicht mehr erwähnt, 
dafür, dass letztere durch die mehrerwähnte lex 35 de 
usur. überflüssig geworden waren. 

§ 13. Danach ergeben die neueren Forschungen 
zwar dasselbe Resultat, welches auch die gemeinrechtlichen 
Juristen ohne Kenntniss des Gajus im Anschluss an 
den Buchstaben der positiven Quellenzeugnisse gefanden 
haben, aber die Begründung der letzteren ist eine wesent- 
lich andere. 

Wir finden jetzt, dass Römisches Prozessrecht, nicht 
materielles Recht, etwa die accessorische Natur der Zins- 
verbindlichkeit, zu ihrer Entstehung Veranlassung ge- 
geben hat. 

Wäre die accessorische Natur der Zinsen allein ent- 
scheidend, wie bisweilen behauptet wird, so müssten auch 
vorbedungene Zinsen, die doch gleichfalls accessiones des 
Kapitals sind, nach Tilgung der Hauptschuld, ebenso 
wie Verzugszinsen, untergehen, d. h. nicht nur die von 
der Zahlung ab laufenden, sondern auch die bis zur Zahlung 
aufgelaufenen vorbedungenen Zinsenposten. Denn der 
Umstand, dass hier die Causa der Zinsforderung im Ver- 



15 ) Vgl. über diese nicht ganz klare Stelle Mühlenbruch: 
Lehrb. § 371, Note 4; Keller: Litiscontestation S. 536; Sa- 
vigny: VI., S. 452, Note r. und S. 160; Bekker: Prozessuale 
Konsumption, S, 240 und Endemann. Prinzip: S. 61. 

3* 
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trage dort in der rechtswidrigen Handlung des Schuldners, 
in der Mora, besteht, hat auf die accessorische Natur, 
wenn diese einmal allein die verschiedene Erkenntniss- 
wirkung begründen soll, nicht den geringsten Einfluss 16 ). 

Allerdings muss der Wegfall der Kapitalforderungen 
bei beiden Zinsengattungen den der Forderung von Zinsen 
für die Zukunft zur Folge haben, aber nicht wegen der 
accessorischen Natur der letzteren, sondern weil billiger 
Weise Niemand für ein Kapital, das er nicht mehr zu 
fordern hat, dessen Gebrauch er nicht mehr gewährt, 
Entschädigung fordern kann. 

§ 14. Es entsteht daher die Frage, ob jene von der 
gemeinrechtlichen Doktrin vor Auffindung des Gajus 
anerkannten, allerdings auch durch Quellenzeugnisse be- 
stätigten Sätze noch heute als für das Gemeine Recht 
geltend festgehalten werden müssen. Die Opinio Docto- 
rum ist getheilt. 

Die Einen 17 ) behaupten, dass das kondemnatorische 
Erkenntniss auch im Justinianischen, beziehungsweise 
heutigen Recht, der ursprünglichen actio gegenüber noch 
eine konsumirende Kraft ausübe. Die mehrerwähnten 
Quellenstellen seien nur eine Konsequenz dieses Prinzips. 

Andere 18 ) lassen die prozessuale Konsumtion und ihr 
Organ, die exceptio rei judicatae, in ihrer negativen 



u ) Vgl. Reyscher: Zeitschrift für deutsch. Recht Bd. XVII. 
S. 5; a. a. 0., Bd. IL, S. 211. Sintenis: Lehrb. der Pandekten 
IL, S. 93. 

17 ) Goeschen: Vorlesungen Bd. IL, § 172; Buchka: 11,211; 
v. Bethmann -Hollweg: Römischer Civilprozess; IL § 111; 
III. § 156; Wetzell: Lehrb. des Gemeinen Civilprozesses § 47. 

18 ) Kierullf: a. a. 0., S. 256; Waechter: Heft 1. Vor- 
rede S. IV. , Heft 3, S. 41 ; Savigny: VI., §§282, 285. Foerster: 
Klage und Einrede S. 189; Windscheid: Bd. I. (2. Aufl.) 
§ 130, S. 355. 
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Funktion bereits mit Wegfall des ordo judiciorum priva- 
torum keine Geltung mehr haben, und erklären folge- 
weise die Spuren, welche sich von einer solchen Kon- 
sumtion noch in einzelnen Stellen des Corpus juris finden, 
für unpraktisch. 

Nach dieser Doktrin, der auch wir beitreten, gilt 
im neuesten Römischen und Gemeinen Recht nur noch 
die positive Funktion des richterlichen Urtheils, die, wie 
Waechter (a. a. 0.) sagt, bloss insoweit eine negative 
ist, als überhaupt in jedem Positiven, wenn es aus- 
schliesslich gesetzt wird, eine Negation alles Anderen 
liegt. 

Jene unnatürliche, gewissermassen mechanische Wir- 
kung, welche in der lediglich an die L. C. sich an- 
knüpfenden Konsumtion alles dessen liegt, was überhaupt 
in Judicium deduzirt worden ist, fällt jetzt weg. Nur 
das zur Entscheidung gebrachte Rechts verhältniss 
gilt jetzt unter den Parteien und zwar in der Art, wie 
es durch das Urtheil, festgesetzt worden ist, wie Savigny 
(a. a. 0. § 288) sagt, der exceptio rei judicatae liegt 
jetzt der Satz: 

„Dem Inhalt eines gesprochenen Urtheils soll 
kein späteres Urtheil widersprechen 44 , 
zu Grunde, während ehedem, im altrömischen Prozess," 
der Rechtssatz lautete: 

„Eine einmal abgeurtheilte Klage kann 
nie von neuem vorgebracht werden. 
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VI. 



Resultat der historischen Forschung für das 

heutige Gemeine Eecht. 

Kritik der Savigny'schen Ansicht und 

Aufstellung einer anderen. 

§ 15. Die sich aus dieser Doktrin unmittelbar für 
unsere Fragen ergebenden Sätze sind bisher von den 
Anhängern derselben noch nicht erschöpfend entwickelt 
worden, nur Savigny, der sich mit den hier in- 
teressirenden Fragen eingehender beschäftigt hat, sagt 
(a. a. 0. S. 303): 

„Jedes Urtheil, worin der Beklagte auf weniger 

verurtheilt wird, als der Kläger forderte, ist stets 

ein gemischtes Urtheil, indem darin die Freisprechung 

von dem übrigen Theil der Forderung stillschweigend 

mit enthalten ist. In keinem Fall also kann auf 

diesen übrigen Theil jemals wieder geklagt werden, 

auch wenn derselbe im früheren Urtheil nicht 

namentlich erwähnt ist"; 

und, indem Savigny, noch weitergehend, jede Verur- 

theilung überhaupt als ein gemischtes Urtheil ansieht, 

weil er dabei stets sich den stillschweigenden Zusatz 

hinzudenkt: „Ein Mehr er es hat der Kläger nicht 

zu fordern", fasst er diese Sätze in folgender Formel 

zusammen : 

„Alles, was das rechtskräftige Urtheil 
nicht zugesprochen hat, obgleich es Gegen- 
stand des Rechtsstreites geworden war 
und daher zugesprochen werden konnte, 
ist als abgesprochen anzusehen. 14 Oder mit 
anderen Worten: „Durch das rechtskräftige 
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Urtheil wird stets das streitige Rechts- 
verhältniss für immer festgestellt. 44 
Aus dieser Regel leitet denn auch Savigny für unser 
heutiges Recht den Satz her: 

„Dass das stillschweigende Uebergehen 
der omnis causa (also auch der Zinsen) 
ebenso zu betrachten sei, wie wenn sie 
ausdrücklich abgesprochen worden wäre. 44 
Diese Ansicht Savigny's stimmt in ihrem Resultate 
mit dem durch die historische Interpretation der Corpus 
Juris-Stellen gewonnenen völlig überein. Sie führt eben- 
falls zu ein^m Formalismns, welcher in seiner praktischen 
Wirkung zu ähnlichen, unnatürlichen Resultaten führen 
muss, welche die für unsere moderne Rechtsanschauung 
unbrauchbare Konsumtionstheorie erzeugt hatte. 

Der Umstand, dass der Richter nur einen Theil des 
Klageantrages erledigt, über ein bestimmtes, dem Kläger 
zustehendes und von ihm gefordertes Vermögensrecht 
stillschweigend hinweggegangen ist, berechtigt an sich 
keineswegs zu der Annahme, der Richter habe damit 
ausdrücken wollen: 

„Ein Mehreres habe Kläger nicht zu fordern 14 ; 
im Gegentheil berechtigt das Stillschweigen des Richters 
über dem Kläger zustehende Rechte viel eher, besonders 
wenn die Verurtheilung sichtbar vom Klageantrage ab- 
weicht, zu der Annahme, der Richter habe einen Theil 
des Klageobjekts übersehen, wenigstens ist doch Letzteres 
denkbar; und sollte dann der Kläger das Verseheu des 
Richters mit dem Verlust seines Rechtes büssen *)? 



l ) Dies fühlt auch Madai: Lehre von der Mora, S. 359, der 
dem Kläger wider den nachlässigen Richter Regress gewährt. 
Allein die prinzipale Regresspflicht des Richters Hesse sich nur dann 
als begründet erachten, wenn der nachträgliche Anspruch gegen den 
Verklagten an sich ungerechtfe rtigt wäre. 
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Dass Savigny sich für diese Meinung entschieden, 
ist umsomehr zu verwundern, als er sich selbst durch 
Wegräumung längst antiquirter, positiver Prozess- 
bestimmungen völlig freie Bahn für eine der Natur der 
Sache entsprechende Lösung geschaffen hatte (a. a. 0. 
§ 287, S. 315). Dass der moderne Begriff der Rechts- 
kraft, dessen Richtigkeit und Notwendigkeit durchaus 
nicht bestritten werden soll, ein solches sklavisches Fest- 
halten am tenor sententiae erfordert, ist von Savigny 
nicht erwiesen worden. 

Nach Savigny's eigener und aller Neueren Meinung 2 ) 
ist der Zweck der Rechtskraft nur der, dem Inhalte 
des Urtels, d. h. dem, was der Richter wirklich 
entschieden hat, seine durch Nichts anfechtbare 
Geltung zu verschaffen; nur insoweit ist durch das Er- 
kenntniss eine Fiktion der Wahrheit begründet. 

Savigny dehnt aber ohne Noth die Rechtskraft auch 
auf Rechtsverhältnisse aus, die zwar zur Kognition des 
Richters gebracht worden sind, über welche der Richter 
aber thatsächlich keine Entscheidung getroffen zu haben 
braucht. Hierdurch wird, wie uns scheint, für den 
heutigen Prozess derselbe unnatürliche Erfolg herbei- 
geführt, wie im altrömischen Prozess, indem in beiden 
Beziehungen Härten erzeugt werden, die ganz ausser 
dem Zwecke des Instituts der Rechtskraft liegen, und 
sich als blosse Konsequenzen einer rein mechanischen 
Anschauung, die der Form materielles Recht zum Opfer 
bringt, darstellen. Die Anschauung ist umsomehr zu 
verwerfen, als nach unserem heutigen Gemeinen Prozess 
der Richter seine Sentenz bei Strafe der Nichtigkeit 
derselben zu begründen 8 ) verpflichtet ist. 



*) Windscheid, 2. Aufl., I. S. 354. 
8 ) Vgl. Reyscher: a. a. 0., S. 13. 
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§ 16. Man wird daher, im Falle der Tenor des Er- 
kenntnisses sich nur über einen Theil des Klageobjekts 
auslässt, nur dann in der Uebergehung des Restes eine 
stillschweigende Aberkennung, die der Rechtskraft fähig 
ist, erblicken können, wenn die Er kenn tniss gründe 
eine solche Absicht des Richters erkennen 
lassen. Im entgegengesetzten Falle wird man aber 
dem Kläger das Recht vindiziren müssen, vom Richter ein 
Nachtragserkenntniss über das von ihm noch nicht ent- 
schiedene Rechtsverhältniss zu verlangen 4 ). 

Daraus folgt für unser heutiges Gemeines Recht, 
wenn man sich entschliessen kann, Bestimmungen, auch 
wenn sie im Gesetzbuch stehen, aus den angeführten 
Gründen zu verwerfen: 

dass vorbedungene Zinsen, die zwar ge- 
fordert, aber vom Richter im Tenor über- 
gangen worden sind, nachgefordert werden 
können, wie vorbedungene Zinsen, die 
überhaupt noch nicht eingeklagt gewesen 
sind. 
Selbstverständlich wird hier vorausgesetzt, dass die 
Erkenntnissgründe den Zinsenpunkt gleichfalls über- 
gehen. 

Wie steht es indess mit Verzugszinsen? 
Nach der Ansicht der meisten Romanisten sollen für 
Verzugszinsen jene Römischen Sätze auch nach Wegfall 



*) Bayer: S. 407, welcher ein Nachtragserkenntniss für den 
Fall zulässt, dass geforderte, vorbedungene Zinsen im Erkenntniss 
übergangen worden sind. — Für das Preuss. Recht ist in diesem 
Falle das Nachtragserkenntniss gesetzlich ausgeschlossen. Vgl. 
§ 5, Nr. 10*. d. Verord. vom 14. Dcbr. 1833 und die Obertribun.- 
Entsch. v. 30. November 1863. Striethorst: Bd. 51. d. A. ist 
auch Glück. Komm. Bd. 21, S. 62, 63; Go eschen: Vorlesungen 
IL, S. 106 und 107. 
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des Konsumtionsprinzips ihre volle Geltung behalten 
haben. Es sollen Verzugszinsen, so unbillig diese Be- 
stimmung auch scheinen möge, gleichviel, ob sie mit dem 
Kapital eingeklagt worden sind oder nicht, im Ueber- 
gehungsfalle auch nach heutigem Gemeinen Recht für 
aberkannt gelten; denn, so folgern die Anhänger dieser 
Theorie, da jene Zinsen kein selbständiges Forderungs- 
recht begründen, vielmehr nur durch richterliche 
Anerkennung (officio judicis) zur Existenz gelangen, so 
fehle es an einem Grunde, sie nachträglich geltend zu 
machen, wenn sie einmal der Richter im Erkenntniss 
übergangen habe. Die Versagung des Nachforderungs- 
rechts beruhe demnach hier auf der juristischen Ent- 
stehung dieser Zins Verbindlichkeit, also auf dem materiellen 
Recht, und insofern bedinge dieses den Einfluss des Er- 
kenntnisses auf die Zinsenforderung, selbst wenn man die 
konsumirende Wirkung des Erkenntnisses nicht mehr 
gelten lasse. 

Diese Ansicht wäre richtig, wenn man das spezifisch 
Römische Aktionenrecht noch für unser heutiges Gemeines 
Recht als massgebend ansehen könnte. 

Erwägt man indess, dass unsere heutige gemein- 
rechtliche Betrachtungsweise ja überhaupt nicht mehr, 
wie die der Römer von der actio, sondern vom materiellen 
Recht ausgeht, dass bei den Römern materielles Recht 
nur da bestand, wo eine actio gegeben war, bei uns hin- 
gegen umgekehrt, eine Klage da gegeben wird, wo ein 
materielles Recht existirt (ubi non deficit jus, non defi- 
cit actio) 5 ), so wird man die gegnerische Deduktion nicht 
mehr für richtig halten können. 



6 ) Vgl. Windscheid: Die actio des Rom. Civilrechts, S. 3 
fg.; ferner Kierullf: a. a. 0. I. S. 256 fg. und Rey scher: 
a. a. 0. S. 7. 
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Nach heutigem Gemeinen Recht, kann es sich dem- 
nach für unsere Frage nur noch darum handeln, ob das 
materielle Recht überhaupt die Zinspflichtigkeit des 
Schuldners im Falle schuldbaren Verzuges anerkennt. 
Ist dies der Fall, so können Verzugszinsen, wie jedes 
andere gesetzlich anerkannte Vermögensrecht, jederzeit 
auch im Wege der Klage geltend gemacht werden 6 ). 
Und in der That, das dem Gemeinen Recht zu Grunde 
liegende Römische Recht erkennt die Zinspflichtigkeit 
des morosen Schuldners, wie bereits oben (S. 7) gezeigt 
worden ist, wiederholt ausdrücklich an, freilich nur bei 
bonae fidei, nicht auch bei stricti juris actiones. Allein 
dieser gleichfalls nur dem Römischen Aktionensystem 
eigenthümliche Gegensatz von stricti juris und bonae 
fidei actiones ist bei uns längst gefallen, wie er auch 
schon zur Zeit Justinians seine eigentliche Geltung ver- 
loren hatte 7 ). 

Nach heutigem Gemeinen Recht wirkt nicht mehr, 
wie im Römischen Formularprozess , die eherne Klage- 
formel — inten tio — auf den Umfang des materiellen 
Rechtsverhältnisses bestimmend ein, sondern umgekehrt, 
die Klage muss sich dem materiellen Rechtsanspruch 
nach Bedürfniss anbequemen; insofern ist bei uns jede 
Klage eine actio bonae fidei. Giebt man diese Sätze als 
richtig nach, und man pflegt dieselben in Theorie und 
Praxis nicht mehr zu bestreiten, so wird man auch weiter 
sagen müssen, dass in unserem Gemeinen Recht das 
officium judicis, ein Korrektiv wider die im strictum jus 



6 ) Vgl. Hoepfner: Beiträge IL, Heft 1, S. 23 und note 2. 

7 ) W aechter: a. a. 0., Heft 2, S. 112 fg.; woselbst auch 
der Nachweis geführt wird, dass sich die entgegengesetzte Ansicht 
noch bei vielen gemeinrechtlichen Juristen des XVII. u. XVIII. 
Jahrhunderts, so z. B. bei Lauterbach, findet. 



Digitized by 



Google 



44 

liegenden Härten, seine Bedeutung verloren habe; denn 
wozu bedarf ein Rechtsverhältniss noch da richterlicher 
Anerkennung von Anitswegen, wo nicht nur dessen Dasein 
gesetzlich anerkannt, sondern wo dasselbe auch als Folge 
davou mit einer selbständigen actio geschützt wird. 

Lag ja dem officium judicis doch nur die Tendenz zu 
Grunde, ein aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen (ex aequi- 
tate) folgendes Rechtsverhältniss, welchem der Klageschutz 
nur in Folge einer Un Vollkommenheit des strikten Rechts 
versagt war, thatsächlich zur Geltung zu bringen. 

§ 17. Deshalb darf man nach heutigem Gemeinen 
Recht die Verbindlichkeit zur Zahlung von Verzugszinsen 
nicht mehr von dem Belieben des Richters abhängen 
lassen, sondern mau muss dieselbe direkt aus dem Gesetz 
ableiten. Geschieht dies, so werden auf Verzugszinsen 
auch in prozessualer Beziehung , insbesondere, was die 
Einwirkung des Erkenntnisses auf dieselben betrifft, die- 
selben Regeln angewendet werden müssen, welche sich 
ohne die letzte Betrachtung schon nach Beseitigung des 
Konsumtionsprinzips für vorbedungene Zinsen ergeben 
haben : 

d.h. a)es werdenVerzugszinsen, aufweiche 
der Richter nicht erkannt hat, obwohl sie 
eingeklagt waren, nur dann als aberkannt 
gelten können, wenn der Richter deren 
Forderung, wie aus den Erkenntniss- 
gründen hervorgehen muss, für ungerecht- 
fertigt erachtet hat 8 ). Ist dergleichen 



8 ) Zu weit geht auch nach Preussischem Recht die Entschei- 
dung des Obertribunals vom 16. Mai 1862. (Strieth. Bd. 45, 
S. 246), wonach die miteingeklagten, im Urtelstenor aber über- 
gangenen Verzugszinsen auch dann für aberkannt zu erachten, 
wenn sie nach den Entscheidungsgründen haben 
zuerkannt werden sollen. — In diesem Falle hat der 
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Grund aus dem Erkenntn iss nicht ersicht- 
lich, so hat der Richter überhaupt die 
Ziusforderung noch gar nicht gewürdigt, 
und ist deshalb die nachträgliche Forde- 
rung des Klägers auf völlige Erledigung 
seines Klageantrages gerechtfertigt. 

b. Sind Verzugszins en überh aupt noch 
garnicht gefordert, so können sie, so lange 
noch keine Verjährung eingetreten ist, 
auch nach Tilgung der Hauptschuld jeder- 
zeit nachgefordert werden 9 ). 



Richter thatsächlich die Zinsen nicht übergangen, selbst 
wenn man dem vom Ober - Tribunal mit Bezug auf § 38 
I. 13. A. G. 0. für das Preussische Recht im Präjudiz vom 
16. October 1848 (Nr. 2080. Entsch. Bd. 17, S. 465) adoptirten, 
höchst zweifelhaften Satz: „Die Rechtskraft könne 
nur der im Tenor des Judikats e nthaltenen Ent- 
scheidung als dem letzten praktischen Resultate 
des Urtheils, und nicht über dessen Bereich hinaus, 
beigelegt werde n" , als richtig anerkennen will. Der lediglich 
durch Versehen des Richters unvollständig gebliebene tenor sen- 
tentiae muss, wenn die Entscheidungsgründe überhaupt einen Zweck 
haben sollen, jederzeit durch Deklaration rektifizirt werden können. 
Die aus den Entscheidungsgründen klar hervorgehende Absicht des 
Richters muss im Tenor ihren Ausdruck finden ; andernfalls leidet 
die betroffene Partei lediglich unter dem Einflüsse einer Formular- 
jurisprudenz. 

9 ) D. M. ist Reyscher a. a. 0., S. 6 u. 26; Windscheid: 
Lehrb. IL, § 259, note 10 und 1. (2. Aufl.) § 130, note 24. Da- 
gegen Sintenis IL, § 84, note 6 b -, S. 40 und die daselbst 
Citirten. Auch hat das Bundes-Oberhandelsgericht in 
dem Erk. v. 2. Dec. 1870 (Entsch. Bd. 1, S. 136) bei Entscheidung 
der Frage, ob nach bereits erfolgter Litiskontestation die Aus- 
dehnung der Klage noch auf Prozesszinsen zulässig sei, die nicht 
mit eingeklagt waren, ausgesprochen: dass das zu erlassende 
Definitiverkenntniss, einer selbständigen Klage auf die vom Kläger 
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§ 18. Dieses Resultat entspricht dem Standpunkte 
unseres heutigen Gemeinen Rechts, wenn man anerkennt, 
dass letzteres für uns nicht als eine feste, unabänderliche 
Kodifikation (wie z. B. unser Landrecht) gilt, sondern 
als ein flüssiges, sich täglich durch Theorie und 
Praxis regenerirendes Recht. 

Hiermit ist aber nicht allein ein unserem heutigen Ge- 
meinen Recht entsprechendes Resultat gefundeu, sondern zu- 
gleich ein Resultat, das unsere moderne Rechtsanschauung 
befriedigt. Für letztere ist es von vornherein unerfindlich, 
wie der Umstand, dass die eine Art Zinsen durch Ver- 
trag, die andere durch Gesetz entsteht, zu einer Ver- 
schiedenheit des Rechtsschutzes führen soll. 

Mit Recht fragt man, warum die auf dem Privat- 
willen beruhende Zinsverbindlichkeit besser geschützt 
wird, als die aus der mora entstandene und durch den 
allgemeinen Willen (lex) anerkannte Zins Verbindlichkeit. 

Fasst man die Zinsen, wie es heutzutage allgemein 
geschieht, und, wie es dem Bedürfniss des ökonomischen 
Verkehrs entspricht, als selbstverständliche Aequi- 
v a le n t e für den einer Person überlassenen und darum vom 
Eigenthümer entbehrten Gebrauch eines Kapitals auf, so 
schwindet jeder Grund zur Festsetzung verschiedenartiger 
Bestimmungen Behufs Geltendmachung beider Zinsen- 
gattungen. Letztere stehen vielmehr dann in juristischer 
Beziehung einander gleich; nur erscheint bei den vor- 
beduugenen Zinsen der gemein gewöhnliche Gebrauchs- 
werth des Kapitals — der landübliche Zinsfuss — durch 
Vertrag modifizirt. 

Mögen daher nach Ablauf einer bestimmten Zeit 
Zinsen, gleichviel ob Verzugs- oder Konventionalzinsen 
aufgelaufen sein, so verdienen dieselben ohne Ausnahme, 



nachträglich geforderten Verzugs- resp. Prozesszinsen gegenüber, 
die exceptio rei judicatae erzeuge. 
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wie jedes einmal zur Existenz gelangte Privatvermögens- 
recht, rechtlichen Schutz 10 ). 

Demnach wird auch der Einfloss des rechtskräftigen 
Erkenntnisses, welches den Verklagten nnr zur Zahlung 
des Kapitals vernrtheilt, ohne der Zinsen zu erwähnen, 
auf die Zinsenfordernng, mag dieselbe auf Gesetz oder 
Vertrag beruhen, immer derselbe sein, d. i. der bereits 
für das heutige Gemeine Recht festgestellte. 

Ueberblicken wir schliesslich die eben erörterten 
Fragen, so machen wir die interessante Wahrnehmung, 
dass die seit anderthalb Tausend Jahren gelten- 
den, auch in unser Landrecht eingedrungenen Rö- 
mischen Sätze nichts als Folgen altrömischen, ab- 
gestorbenen Prozessrechts enthalten, eine Wahrnehmung, 
die uns die Prinziplosigkeit erklärlich macht, welche bis 
zur Auffindung des Gajus die gemeinrechtliche Theorie 
beherrschen musste, wenn sie sich, wie am häufigsten 
geschah, an den Wortlaut der Justinianischen Quellen 
anschloss. 



10 ) Der von Lenz a. a. 0., S. 281, 282 und noch entschiedener 
von Foerster (a. a. 0., S. 380) hervorgehobene Mangel des 
Fälligwerdens der gesetzlichen im Gegensatze zu den vorbedun- 
genen Zinsen rechtfertigt an sich noch nicht die Unzulässigkeit, 
die Verzugszinsen selbständig einzuklagen, vielmehr könnte dies 
nur eine Folge positiv rechtlicher Festsetzung sein. Denn die vom 
Eintritt der Mora — und dieser ist jedesmal wahrnehmbar — 
in ununterbrochener Kontinuität fortlaufende Zinsschuld kann, 
so lange das Kapital nicht zurückgezahlt worden, sehr wohl 
durch den Willen des Gläubigers in jedem Augenblicke dadurch, 
dass er den Zins in beliebiger Höhe einklagt, begrenzt werden; 
ist aber bereits die Zahlung des Kapitals ohne die der Verzugs- 
zinsen erfolgt, so sind die vom Eintritt der mora bis zur Zahlung 
des Kapitals laufenden Verzugszinsen ein für sich bestehendes 
Ganze, ein separatum corpus geworden, dessen selbständiger Ein- 
klagung Nichts entgegensteht. 
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In demselben Verlage sind ferner erschienen und durch 
alle Buchhandlungen zu beziehen: 

Buchmann, J. Ueber und gegen den Jesuitismus. Zwangs- 
lose Abhandlungen über die jesuitische Taktik und 
Vollkommenheit, den jesuitischen Eid und Primat. 
Geheftet 20 Sgr. 

Die Excommunication. Erläuterungen über die 

kirchliche, hierarchische und jesuitisch - papistische 
Excommunication. Geheftet 20 Sgr. 

Die unfreie und die freie Kirche in ihren Be- 
ziehungen zu den Humanitätsbestrebungen. 8°. 
Geheftet 1 Thlr. 28 Sgr. 

Gitzler, Dr. L., Handbuch des gemeinen und Preuss. 
Kirchen- und Eherechts der Katholiken und Evangel. 
In 2 Abthlgn. 8. (2 1 /* Thlr.) Herabgesetzter Preis 
Thlr. 1. 

Weber. Staat und Kirche nach der Zeichnung und Absicht 
des Ultramontanismus. Urkundlich dargestellt. 8. 
Preis eleg. geheftet Thlr. 1. 10 Sgr. 

Von demselben Verfasser ist erschienen: 

Ueber Spiel und Wette. Breslau 1868. Verlag von 
M. Mälzer. (79 S.) 
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